
Protokoll einer Artenschutzprüfung (ASP) – Gesamtprotokoll –  
 
A.)     Antragsteller (Angaben zum Plan/Vorhaben) 
 

Allgemeine Angaben  
 

 
 
 

Plan/Vorhaben (Bezeichnung):                                                                                                                           . 
 
 

Plan-/Vorhabenträger (Name):                                                   Antragstellung (Datum):                                     . 
 
 
 
 

 

Stufe I:    Vorprüfung (Artenspektrum/Wirkfaktoren) 
 

 

Ist es möglich, dass bei FFH-Anhang IV-Arten oder europäischen Vogelarten die 
Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG bei Umsetzung des Plans bzw. Realisierung 
des Vorhabens ausgelöst werden? 
g 

 

 
 ja 

 

 
 nein 

Stufe II:  Vertiefende Prüfung der Verbotstatbestände 
               (unter Voraussetzung der unter B.) (Anlagen „Art-für-Art-Protokoll“) beschriebenen Maßnahmen und Gründe) 

 
 

Nur wenn Frage in Stufe I „ja“:   

 Wird der Plan bzw. das Vorhaben gegen Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG 
verstoßen (ggf. trotz Vermeidungsmaßnahmen inkl. vorgezogener Ausgleichs-
maßnahmen oder eines Risikomanagements)?  
G 

 
 ja 

 
 nein 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Arten, die nicht im Sinne einer vertiefenden Art-für-Art-Betrachtung einzeln geprüft wurden: 
Begründung: Bei den folgenden Arten liegt kein Verstoß gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG vor (d.h. keine erhebliche Störung 
der lokalen Population, keine Beeinträchtigung der ökologischen Funktion ihrer Lebensstätten sowie keine unvermeidbaren Verletzungen 
oder Tötungen und kein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko). Es handelt sich um Irrgäste bzw. um Allerweltsarten mit einem landesweit 
günstigen Erhaltungszustand und einer großen Anpassungsfähigkeit. Außerdem liegen keine ernst zu nehmende Hinweise auf einen 
nennenswerten Bestand der Arten im Bereich des Plans/Vorhabens vor, die eine vertiefende Art-für-Art-Betrachtung rechtfertigen würden.
 
 

Stufe III: Ausnahmeverfahren  
 

 

Nur wenn Frage in Stufe II „ja“:   

 1.   Ist das Vorhaben aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen 
      Interesses gerechtfertigt? 

 

 ja 
 

 nein 

 2.   Können zumutbare Alternativen ausgeschlossen werden?   ja  nein 
 3.   Wird der Erhaltungszustand der Populationen sich bei europäischen Vogel- 

       arten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-Arten günstig bleiben?  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
g 

 

 ja 
 

 nein 

  
 
 
 
 
 

 

. 
 



 
Antrag auf Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG 
 

 

Nur wenn alle Fragen in Stufe III „ja“: 
   Die Realisierung des Plans/des Vorhabens ist aus zwingenden Gründen des überwiegenden  

      öffentlichen Interesses gerechtfertigt und es gibt keine zumutbare Alternative. Der Erhaltungszustand  
      der Populationen wird sich bei europäischen Vogelarten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV- 
      Arten günstig bleiben. Deshalb wird eine Ausnahme von den artenschutzrechtlichen Verboten gem.  
      § 45 Abs. 7 BNatSchG beantragt. Zur Begründung siehe ggf. unter B.) (Anlagen „Art-für-Art-Protokoll“).  
 

 
 

Nur wenn Frage 3. in Stufe III „nein“: 
(weil bei einer FFH-Anhang IV-Art bereits ein ungünstiger Erhaltungszustand vorliegt) 

   Durch die Erteilung der Ausnahme wird sich der ungünstige Erhaltungszustand der Populationen nicht  
      weiter verschlechtern und die Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes wird nicht  
      behindert. Zur Begründung siehe ggf. unter B.) (Anlagen „Art-für-Art-Protokoll“).  
 

Antrag auf Befreiung nach § 67 Abs. 2 BNatSchG 
 

 

Nur wenn eine der Fragen in Stufe III „nein“: 
   Im Zusammenhang mit privaten Gründen liegt eine unzumutbare Belastung vor. Deshalb wird eine  

      Befreiung von den artenschutzrechtlichen Verboten gem. § 67 Abs. 2 BNatSchG beantragt. 
       
 
 

 

 Kurze Begründung der unzumutbaren Belastung. 
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	PlanVorhabenträger Name: Porsche Zentrum Bergisch Gladbach
	Beschreibung: Im Ortsteil „Meisheide“ südlich des Ortes Moitzfeld bei Bergisch Gladbach, angrenzend an die Friedrich-Ebert-Straße liegt das Porsche Zentrum Bensberg. Aufgrund veränderter Kundenbedürfnisse sowie allgemeiner, globaler Veränderungen, wie der zunehmenden Digitalisierung und Nachhaltigkeit hat die Porsche Deutschland GmbH für ihre Standorte ein neues Konzept entwickelt. Auch der Standort in Bergisch Gladbach ist von dem neuen Entwicklungskonzept betroffen und sieht neben einer Neuordnung des Schauraums auch eine Neugestaltung der bestehenden Werkstatt vor. Der Neubau ist unmittelbar südlich der Straße „Meisheide“ geplant. Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 5540 - Meisheide II - umfasst eine Fläche von ca. 1,17 ha (11.724 m²) und wird im Westen durch die Friedrich-Ebert-Straße (L195) begrenzt. Das vorhabenbezogene Baugebiet hat eine Fläche von 5.685 m², bei einer GRZ von 0,85 bedeutet dies eine maximal versiegelte Fläche von 4.832 m². Im Erdgeschoss des Gebäudes sind Werkstattflächen mit Lagerbereich und Werkstattleiterbüro geplant. Darüber sind zudem zwei weitere Bürogeschosse geplant, die für Sozialräume der Werkstatt, sowie für Vermietungszwecke zur Verfügung stehen sollen. Die Gesamthöhe des Baukörpers beträgt ca. 14,8 m. Östlich neben dem Werkstattgebäude ist eine zweigeschossige Hochgarage mit Parkdeck geplant. Insgesamt werden auf dem Gelände 124 Stellplätze (12 vor dem Gebäude und 112 im Parkhaus) für Mitarbeiter, zu reparierende Autos und Neuwagen angelegt. Zur Erschließung der Werkstatt soll zudem eine Zuwegungsfläche mit einem Querschnitt von 7,5 m errichtet werden, die im zudem in das Untergeschoss des Parkhauses führt. Die Einmündung liegt auf Höhe der bestehenden Zufahrt zum Porschezentrum mit Anbindung an die Straße „Meisheide“. Die Erschließung der Bürogeschosse erfolgt über einen Fußweg von der Straße Meisheide. Zwischen der geplanten Zufahrt zur Werkstatt und dem Wohngebiet Meisheide ist zudem die Anlage einer Baumreihe und eines Gehölzstreifens geplant. Das Dach soll zudem mit einer Dachbegrünung und einer Photovoltaikanlage versehen werden. Im Süden des Geländes ist die Anlage eines Teichs sowie von Mulden und einem Versickerungsbecken zur Rückhaltung und Versickerung des Niederschlagswassers geplant.
	Arten:  Ggf. Auflistung der nicht einzeln geprüften Arten.
	Ausnahmegrund: 
	Nur wenn alle Fragen in Stufe III ja: Off
	weil bei einer FFHAnhang IVArt bereits ein ungünstiger Erhaltungszustand vorliegt: On
	Nur wenn eine der Fragen in Stufe III nein: On
	Kurze Begründung der unzumutbaren Belastung: SäugetiereDas Gebiet weist weder für Haselmäuse noch für Fledermäuse geeignete Habitate auf. Das Grünland ist als Teillebensraum (Jagdhabitat) für Fledermäuse geeignet. Die geplante Aufwertung zu einer artenreichen Wiese wird diesen deutlich verbessern (höhere Artenvielfalt der Blütenpflanzen = höhere Arten- und Individuenzahl an Insekten).VögelPlanungsrelevante VogelartenIm Messtischblatt 5009 Quadrant 1 Overath sind 20 Vogelarten aufgelistet (Tab. 1). Für die VogelartenSperber, Gartenrotschwanz, Sperber, Girlitz, Mittelspecht, Schwarzspecht, Waldlaubsänger, Waldschnepfe und Zwergtaucher stellt das Plangebiet keinen geeigneten Lebensraum dar und können daher ausgeschlossen werden. Lediglich das umliegende Gebiet stellt für einige Vogelarten ein geeignetes Habitat dar.Da auf dem Standort selbst nur am Rand einige junge Gehölze zu verzeichnen sind, die zudem möglicherweise erhalten bleiben könnten, sind Fortpflanzungs- und Ruhehabitate für den Großteil der potenziell vorkommenden Vögel ausgeschlossen. Der Standort selbst stellt für den Baumfalken und Baumpieper aufgrund der halboffenen Landschaft ein geeignetes Nahrungshabitat dar. Das nahgelegene FFH-Gebiet „Tongrube Weiß“ weist geeignete Lebensstrukturen für den Eisvogel auf, ist allerdings aufgrund der Entfernung für den Eingriff von geringer Relevanz.Das offene Grünland stellt ebenfalls ein geeignetes Nahrungshabitat für Graureiher, Mäusebussard und Rotmilan (Hinweis: Stadt Bergisch Gladbach) dar und könnte zudem auch Mehl- und Rauchschwalbe zu Nahrungszwecken dienen. Das gilt auch für die Schleiereule, Waldkauz und Turmfalke. Die Weidefläche stellt für die genannten Vogelarten kein essentielles Nahrungshabitat dar, da sie in benachbarte Strukturen ausweichen können. Die im Rahmen der Bebauungsplanung festgelegte Erhaltung und Aufwertung des Grünlands wird den Raum für die genannten Arten eher aufwerten.Amphibien und ReptilienIn der Planfläche liegen keine geeigneten Lebensraumstrukturen für Amphibien und Reptilien vor. Eine Gefährdung Gelbbauchunken-Population (Bombina variegata) und ihrer Land- und Laichhabitate ist nicht erkennbar. Auch für die Geburtshelferkröte (Alytes obstetricans), den Kleinen Wasserfrosch (Rana lessonae) und die Zauneidechse (Lacerta agilis) bietet die Planfläche keine geeigneten Lebensraumvoraussetzungen. Verstöße gegen die Zugriffsverbote nach § 44 Abs.1 BNatSchG für diese Arten können ausgeschlossen werden.


